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Vorwort 

Seit der Ministerkonferenz der Welthandelsorganisation in Seattle 1998 kommen 
die internationalen Organisationen für die Regulierung der Weltwirtschaft, allen 
voran die Welthandelsorganisation und die Weltbank, nicht aus den Schlagzeilen. 
Die zunehmende Verflechtung der ehemals nationalen Volkswirtschaften und deren 
zunehmende Anfälligkeit für ehemals regional begrenzte Krisen lassen für den 
einen die Notwendigkeit ihrer Existenz und Fortentwicklung immer deutlicher her-
vortreten. Für den anderen sind gerade diese Einrichtungen die Wurzel vieler wirt-
schaftlicher und sozialer Probleme; der Kampf gegen sie rechtfertigt für ihn sogar 
Gewalt gegen Menschen und Sachen. Umso mehr sind Rechts- und Wirtschafts-
wissenschaften gefordert, diese Organisationen einschließlich ihrer Chancen und 
Risiken zu erklären. Dem dient auch die vorliegende Arbeit, die im Sommer-
semester 2001 von der Rechts- und Staatswissenschaftlichen Fakultät der Rheini-
schen Friedrich-Wilhems-Universität Bonn als Dissertation angenommen wurde. 

Herr Prof. Dr. Ulrich Huber, Universität Bonn, hat die Arbeit betreut und das 
Erstgutachten verfasst. Ungeachtet einiger überraschender Wendungen des Vorha-
bens hat er als Doktorvater den Fortgang stets mit konstruktiver Kritik gefördert 
und seine Kenntnisse einfließen lassen. Herr Prof. Dr. Wulf-Henning Roth, Univer-
sität Bonn, hat das Zweitgutachten erstellt und mich ermutigt, die Arbeit zu ver-
öffentlichen. Auf Anregung von Herrn Prof. Dr. Huber hat das Zentrum für euro-
päisches und internationales Wirtschaftsrecht der Universität Bonn unter der Lei-
tung von Herrn Prof. Dr. Ulrich Everling das Projekt aus Mitteln der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft gefördert. Die in seinem Rahmen gehaltenen Vorträge 
haben die Arbeit mit Beispielen aus unterschiedlichen Rechtsgebieten bereichert. 
Der Verlag und der Herausgeber der Schriftenreihe, Herr Prof. Dr. Karl Albrecht 
Schachtschneider, Universität Erlangen-Nürnberg, haben die Veröffentlichung 
ermöglicht. Zur Seite gestanden haben mir Frau Dr. Ulla Bohlmann, Paris, Herr 
Dr. Thomas Falkenkötter, Aachen und Herr Dr. Axel Cordewener, LL.M., Bonn. 
Schließlich haben meine Eltern mich von Anfang an in meinem Vorhaben bestärkt 
und an den Höhen und Tiefen, die mit dem Schreiben dieser Arbeit verbunden 
waren, Anteil genommen. 

Ihnen allen danke ich herzlich. 

Carsten Grave Köln, im November 2001 
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Einleitung 

Die Welthandelsorganisation (Warld Trade Organizatian - WTO) wurde bei ih-
rer Gründung 1994/95 und einigen spektakulären Auftritten in den Jahren danach 
als Durchbruch auf dem Weg in einen rechtlich geordneten internationalen Handel 
gefeiert. 1 Wahrend der Ministerkonferenz im Dezember 1999 in Seattle geriet sie 
als willfähriges Instrument eines menschen verachtenden, weil ungehemmten glo-
balen Kapitalismus' in das Fadenkreuz der öffentlichen Kritik.2 

Die vorliegende Arbeit soll zum Verständnis dieser umstrittenen Rechtsord-
nung beitragen. Ist nämlich die Rede von der WTO, richtet sich die Aufmerk-
samkeit der Rechts- und Wirtschaftswissenschaften bislang auf wenige der Über-
einkommen unter ihrer Ägide, namentlich auf das Übereinkommen zur Errich-
tung der Welthandelsorganisation als dem Organisationsstatut des neuen Völker-
rechtssubjekts, auf das Allgemeine Abkommen über den Handel mit 
Dienstleistungen, das Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte 
des geistigen Eigentums und die Vereinbarung über Regeln und Verfahren zur 
Beilegung von Streitigkeiten. Diese Rechtsakte regeln bislang Ungeregeltes und 
stoßen in Neuland vor. 

Daneben leisten eine Vielzahl anderer Instrumente im Recht der WTO einen 
Beitrag zur "neuen Welthandelsordnung", indem sie bereits vorhandene Ansätze 
fortführen und ausbauen. So errichtet das Übereinkommen über Subventionen und 
Ausgleichsrnaßnahmen eine multilaterale Subventionsdisziplin durch das Verbot 
bestimmter Subventionen und durch zwingende Voraussetzungen für die Erhebung 
von Ausgleichszöllen. Der Aussage, eine bestimmte Maßnahme eines Mitglied-
staates sei verboten oder ausgleichsfähig, ist aber die Feststellung vorrangig, dass 
die Maßnahme überhaupt eine Subvention ist. Diesem Begriff, der Subvention im 
Sinne des Übereinkommens über Subventionen und Ausgleichsrnaßnahmen, gelten 
die folgenden Ausführungen. 

1 ,By bringing into being tbe World Trade Organization today, we are enshrining the rule 
of law in international economic and trade relations, thus setting universal rules and discipli-
nes over the temptations of unilateralism and the law of the jungle." - König Hassan l/. von 
Marokko am 15. April 1994, dem Schlusstag der Konferenz von Marrakesch (zitiert nach: 
GATT, GATT Activities 1994-1995, S. 15). 

2 "Bisher hatte es noch keinen großen gemeinsamen Feind gegeben, keinen Anlass. Doch 
dann kam die WTO, jene 1995 gegründete geheimbündlerische Vereinigung von Freihandels-
advokaten und Konzernen, die wegen ihrer schamlosen Mißachtung sämtlicher Gesellschafts-
verträge ein perfektes Ziel für den Volkszorn abgibt." - Kreye. Das Ende der Ratlosigkeit, in: 
Süddeutsche Zeitung vom 13. Dezember 1999, S. 17. 
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Der Subventionsbegriff bestimmt nämlich den Anwendungsbereich der multila-
teralen Subventionsdisziplin und zieht so der mitgliedstaatlichen Wirtschaftspolitik 
eine - in der Europäischen Gemeinschaft neben Art. 87 ff. EG-Vertrag eine weitere 
- Grenze, die Chancen und Risiken der Liberalisierung des internationalen Han-
dels in sich vereint. Einerseits reduziert sie das Instrumentarium der nationalen 
Wirtschaftsförderung, über das die WTO-Mitglieder autonom verfügen können, 
um genau diejenigen Maßnahmen, die als Subventionen zu qualifizieren sind, und 
beschränkt die Regierungen in ihren Reaktions- und Gestaltungsmöglichkeiten. 
Aus Sicht der Handelspartner trägt das jedoch zur Öffnung ausländischer Märkte 
bei und stärkt den Wettbewerb, dem die WTO-Mitglieder wohlfahrtssteigernde 
Wirkung beimessen. 

Die Arbeit beginnt mit der Entwicklung vom GATI zur WTO, deren Zielen und 
Instrumenten (Erster Teil, §§ 1 und 2). Die Darstellung des Übereinkommens über 
Subventionen und Ausgleichsrnaßnahmen nach Entstehungsgeschichte, Inhalt und 
Regelungsziel schließt sich an (Zweiter Teil, §§ 3 - 6). Die Erläuterung der allge-
meinen Eigenschaften von Subventionen führt zu einem dreistufigen Subventions-
begriff: finanzieller Beitrag durch die Regierung, Übertragung eines Vorteils, Spe-
zifität (Dritter Teil, §§ 7 - 11). Damit lassen sich die einzelnen Subventionsformen 
interpretieren: direkte Kapitaltransfers, Einnahmeausfälle, Transfers von Waren 
und Dienstleistungen, Einkommens- und Preisstützungen (Vierter Teil, §§ 12-15). 
Den Schluss bilden ein Fazit, das Subventionen als Allokationsverzerrungen durch 
Ressourcen der Regierung erklärt, und ein Vergleich dieses Konzeptes mit anderen 
internationalen Subventionskontrollsystemen (Fünfter Teil, §§ 16 und 17). 



Erster Teil 

Die Ordnung des internationalen Handels 
durch die Welthandelsorganisation 

§ 1 Vom GATT zur Schlussakte von Marrakesch 

I. Das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (GATT) 

1. Die Entstehung des GA1T1 

1944 zeichnete sich das Ende des Zweiten Weltkrieges ab. Es galt, eine neue 
politische und wirtschaftliche Ordnung für die Welt zu entwerfen. Ersteres war die 
Aufgabe der Konferenz von Jalta2, letzteres die der Konferenz von Bretton Woods. 
Vom 1. bis 22. Juli 1944 berieten dort 44 Staaten über Währungs- und Handels-
fragen. Sie beschlossen die Gründung der Weltbank und des Internationalen Wäh-
rungsfonds (IWF).3 

Die Regierung der USA betrachtete die Weltwirtschaftskrise 1929 und in den 
Jahren danach als mitursächlich für den Ausbruch des Krieges: Störungen im Ab-
lauf der Weltwirtschaft führten zu politischen Verzweiflungstaten; umgekehrt sta-
bilisiere eine dauerhafte und gerechte wirtschaftliche Ordnung der Welt die politi-
sche Ordnung - eine Vorstellung, die später auch den Marshall-Plan (European Re-
covery Program - ERP) veranlasste.4 So gingen nach der Konferenz von Bretton 
Woods und nach dem Ende des Krieges die entscheidenden Impulse für die Neu-
ordnung des internationalen Handels von den Vereinigten Staaten aus. Im Novem-
ber 1945 präsentierte das US-amerikanische Außenministerium (U.S. Department 
of State) seine "Vorschläge zur Ausweitung des Welthandels und der Beschäfti-

1 Vgl. Herdegen, Int. Wirtschaftsrecht, § 7, Rz. 1 ff.; Hanel, ZfZ 1996,104 ff. 
2 Auf der Konferenz von Jalta (Krim-Konferenz) vom 4. bis 11. Februar 1945 grenzten 

Churchill, Roosevelt und Stalin die Einflusssphären der späteren Siegermächte in Asien und 
Europa ab und beschlossen die Auf teilung Deutschlands in Besatzungszonen. 

3 Die Weltbank widmete sich zunächst dem Wiederaufbau der kriegsgeschädigten Wirt-
schaft und leistet seit den 70er Jahren finanzielle Entwicklungshilfe; vgl. Petersmann, Ger-
manYIL 1986,7 (18 ff.). Der IWF fördert den Abbau der Devisenkontrollen und unterstützt 
die Mitglieder bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten mit Fondsmitteln; vgl. Gold, International 
Monetary Fund, in: Bernhardt, EncycIopedia of Public Int. Law 1983, 108 (111 ff.). 

4 Bischof, Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage 22-23/97, S. 3; Liebich, GATI als 
Zentrum der Handelspolitik, S. 9. 


